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Von Anita Heubacher

W as feiern wir zu Ostern? Was einfach klingt, ist offenbar gar
nicht so leicht zu beantworten, wie eine Umfrage zeigt: Fünf

Prozent von 1000 befragten Deutschen erklärten, zu Ostern würde
der Frühlingsanfang gefeiert, drei Prozent glauben, wir feiern Jesu
Geburt, 78 Prozent tippten richtig, der Rest enthielt sich der Stimme.
Wir feiern die Auferstehung Christi. Die Mehrheit weiß das noch.
Unser einer wird zu Ostern eher sitzen bleiben. Bitte, man hätte gerne
am Radfahrmarathon, am Wandertag und am endlosen Eiersuchen
teilgenommen. Aber leider das Wetter! Es ist so kalt und so durch-
wachsen. Auch im Süden. Da ist Faulenzen alternativlos.

Aufgeblättert

Frohe Ostern!

„Nachteile der Demokratie“
Bildhauer Erwin Wurm über Kunst und
Politik sowie seine Venedig-Pläne. Seite 14

Dunkelblaue Hoffnungen
Red-Bull-Jungstar Verstappen soll
es in Bahrain richten. Seite 29

Recht sonnig. Lokale Frühnebel-
felder lösen sich rasch auf und dann

scheint vielfach die Sonne. Hin zum
Nachmittag bilden sich
harmlose Haufen- bzw.

Quellwolken. Seite 40

Notdienste, Wohin heute ........Seite 38
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Sperre. Die Sanierung
des Arlbergtunnels geht ab
24. April in die finale Phase.
Darüber hinaus stehen bei
der Asfinag viele weitere
Zukunftsprojekte an. Viel
Arbeit auch für den neuen
Geschäftsführer. Seite 6Annalena (8) und Sophia (4) wünschen allen ein schönes Osterfest!

Trumps neue
Positionen

Washington – US-Präsident
Donald Trump hat binnen
weniger Tage seine Außenpo-
litik neu ausgerichtet. Er ging
auf Distanz zu Russland und
näherte sich China an. Auch
innenpolitisch sorgte er für
Überraschungen. Die Kurs-
änderung soll auch mit einem
Machtkampf innerhalb des
Weißen Hauses zu tun haben.
US-Medien zufolge setzt sich
dort zunehmend eine liberale
Fraktion von Beratern gegen
eine rechtsnationale Fraktion
durch. Trumps schillernder
Chefstratege Steve Bannon
könnte angeblich bald hin-
ausgeworfen werden. (TT)

Mehr auf den Seiten 2, 13

Vehemente Kritik an der UEFA
Trainer und Spieler von Borussia Dortmund (Bild: Sokratis/l. und Guer-
reiro) kritisierten die Spielansetzung nach dem Anschlag auf den Mann-
schaftsbus scharf. Derweil räumte die Bundesanwaltschaft ein, keine Be-
weise gegen zwei der Tat Verdächtige zu haben. Foto: AFP Mehr auf Seite 27

Streit um
viel Geld

Innsbruck – Sollten sich ÖVP-
Wirtschaftsbundobmann
Franz Hörl und der ehemali-
ge Geschäftsführer des Wirt-
schaftsbundes, Helmut Kern,
nicht noch in letzter Sekunde
einigen, trifft man sich nächs-
te Woche vor Gericht. Es geht
um viel Geld. 10.000 Euro
brutto im Monat mal 15, plus
Ansprüche auf eine Zusatz-
pension hatte Kern sich mit
Ex-Wirtschaftsbundobmann
Jürgen Bodenseer ausverhan-
delt. Jetzt wird unter anderem
um Abfertigungs- und Zusatz-
pensionsansprüche von 4000
Euro brutto im Monat gestrit-
ten. (aheu)

Mehr auf Seite 4

Ostern kann
Winter nicht
mehr retten

Innsbruck – Auch der späte
Ostertermin wird das Minus
im Tiroler Wintertourismus
nicht mehr abwenden kön-
nen. Da nur noch in höher
gelegenen Skigebieten Ski ge-
fahren werden kann, gibt es
kaum Urlauber in den nied-
rigeren Regionen. Die Os-
terferien können den Tiroler
Tourismuswinter also nicht
mehr retten. Mit ein Grund
sind für den Chef der Tirol
Werbung, Josef Margreiter,
die ungünstig gelegenen weil
späten Feiertage. Und er ver-
weist auf das Rekordergeb-
nis des vergangenen Winters.
„Das heurige Minus muss im
Kontext eines besonders star-
ken Vorjahreswinters gesehen
werden, in dem wir absolute
Höchstwerte bei Ankünften
und Nächtigungen erzielt hat-
ten.“ Gemessen an den Über-

nachtungen sei der bisherige
Winter der sechststärkste al-
ler Zeiten, nach Gästeankünf-
ten liege er im historischen
Vergleich auf Platz zwei.

Stabile Schneebedingun-
gen und „keine Spur von End-
zeitstimmung“ ortet der Ob-
mann des Fachverbandes der
Österreichischen Seilbahnen,
Franz Hörl. Durchgerechnet
wurden bisher die Mona-
te November bis Februar. In
diesem Zeitraum gingen die
Nächtigungen um 4,1 Prozent
oder 776.000 Übernachtun-
gen auf 18,1 Millionen und
die Ankünfte um 1,4 Prozent
auf vier Millionen zurück.
Der Tourismusberater Simon
Gspan empfiehlt Alternati-
ven zum reinen Skiurlaub für
schneeärmere Winter. (ver)

Mehr auf Seite 17

Nach dem Nächtigungsrekord der
vergangenen Wintersaison droht
heuer ein Minus. Experten fordern
Alternativen zum Skitourismus.

Innsbruck – In der Ausein-
andersetzung um die verfas-
sungswidrig an die Agrarge-
meinschaften übertragenen
Gemeindegüter ist immer
noch kein Ende in Sicht: Die
Gemeinden haben zwar ge-
setzlich wieder den vollen
Zugriff darauf, 95 der 256
Gemeindegutsagrargemein-
schaften klagten jedoch auf
Entschädigung. Nach zwei
vergeblichen Versuchen bei
der Agrarbehörde und beim
Landesverwaltungsgericht hat
der Verfassungsgerichtshof
die Beschwerden jetzt ange-
nommen. Anhand der Agrar-
gemeinschaft Umhausen, die
42 Mio. Euro fordert, wird das
Höchstgericht die Fälle prü-
fen. Die Agrarbehörde wies die
Zuständigkeit für die Entschä-
digungsklagen über insgesamt
1,8 Mrd. Euro zurück. Mit Hil-
fe des Schweizer Prozessfinan-
zierers JuraPlus wollen die Ag-
rarier bis vor den Menschen-
rechtsgerichtshof ziehen. (pn)

Mehr auf Seite 4

Der Verfassungs-
gerichtshof prüft

die Entschädigungs-
klagen der Agrarier
von 1,8 Milliarden €.

Agrarklage
wieder vor
Gericht

Innsbruck – Leid, Tod und
Terror: Kein anderer Tag im
Jahr symbolisiert das Leiden
und Sterben sowie die eigene
Vergänglichkeit so sehr wie
der Karfreitag. In Tirol steht
er ganz im Zeichen des Glau-

bens und christlicher Traditi-
onen mit der Auferstehungs-
feier zu Ostern sowie der
Hoffnung auf Frieden.

In Rom begannen gestern
die Osterfeierlichkeiten mit
der traditionellen Fußwa-

schung durch Papst Franzis-
kus. Am Ostersonntag feiert
sein Vorgänger, der emeritier-
te Pontifex Benedikt XVI., sei-
nen 90. Geburtstag. (TT)

Mehr auf den Seiten 3, 25

Leiden und Sterben am Karfreitag

Der Gekreuzigte verkörpert aktueller denn je Krieg, Sterben, Flucht und Schmerz in vielen Teilen der Welt. Fotos: gepa, Böhm (2)
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Kurzmeldungen

Teure Spielwaren
gestohlen Innsbruck – Wie laut Lan-

despolizeidirektion erst
jetzt bekannt wurde, be-
lästigte ein Mann im März
insgesamt dreimal in Inns-
bruck Frauen sexuell, in
dem er sie unsittlich be-
rührt haben soll. Zweimal,
einmal am 5. März abends
und einmal am 24. März
vormittags, belästigte der
Mann dabei dieselbe Frau
– eine 21-jährige Franzö-

Innsbruck – Mehrere hoch-
wertige Spielwaren im Wert
von über 1000 Euro wurden
Donnerstagfrüh aus dem
Kellerabteil eines Geschäf-
tes in Innsbruck gestohlen.
Die unbekannten Täter
brachen noch ein weiteres
Kellerabteil auf. Dort wur-
de aber nichts gestohlen.
Die Polizei bittet um Hin-
weise. (TT)

Innsbruck–Derstadtbekannte
Pantomime, der im Inns-
brucker Zentrum als „Char-
lie Chaplin“ verkleidet Geld
sammelt, wurde Opfer eines
Überfalls. Am Dienstag ging
ein zunächst unbekannter
Täter aus dem Bettler-Milieu
in der Altstadt mit einer Krü-
cke auf „Charly“ los und ver-
letzte ihn dabei. Der Räuber
konnte dem Pantomimen et-
wa 50 Euro abnehmen, kam

Ein „Charlie Chaplin“-Imitator wur-
de ausgeraubt. Symbolfoto: Keystone

sin. Am 16. März kam es zu
einem weiteren Übergriff –
dieses Mal gegen eine 22-jäh-
rige Frau aus Ungarn. Nach
umfangreichen Ermittlungen
durch die Polizei in Innsbruck
konnte jetzt ein 58-jähriger
Italiener als mutmaßlicher
Täter ausgeforscht werden.
Nach Abschluss weiterer Er-
mittlungen wird der Mann an
die Staatsanwaltschaft Inns-
bruck angezeigt. (TT)

„Charlie Chaplin“ in Altstadt ausgeraubt Sexuelle Übergriffe geklärt
aber nicht weit. Polizeibeam-
ten gelang es wenig später,
einen Verdächtigen festzu-
nehmen. Wie die Ermittlun-
gen ergaben, dürfte es sich
dabei tatsächlich um den Tä-
ter handeln. Der Mann wurde
nach der Einvernahme auf
der Polizeiinspektion Saggen
in Absprache mit der Staats-
anwaltschaft wegen schwe-
ren Raubes in die Justizanstalt
eingeliefert. (TT)

Der Verfassungsgerichtshof hat die Beschwerde der Agrargemeinschaften
angenommen. Sie fordern 1,8 Milliarden Euro Entschädigung. Foto: Böhme

Höchstgericht
prüft die

Agrarklagen
Von Peter Nindler

Innsbruck – Während die
schwarz-grüne Landesregie-
rung gerade an einer Novelle
des2014beschlossenenAgrar-
gesetzes bastelt, unterneh-
men 95 Agrargemeinschaften
einen weiteren Versuch, um
das Gesetz auszuhebeln. Der
Verfassungsgerichtshof hat
bekanntlich die Stichtagsre-
gelung für Rückforderungen
der Gemeinden an die aus
Gemeindegut entstandenen
Agrargemeinschaften auf-
gehoben. Jetzt will das Land
eine neue mit dem Jahr 1998
festlegen.

Das interessiert 2000 von
Agraranwalt Bernd Oberho-
fer beratenen und von der
Schweizer Prozessfinanzie-
rungsagentur JuraPlus unter-
stützten Agrargemeinschafts-
mitglieder nicht: Sie fühlen
sich entschädigungslos ent-
eignet, weil ihre Rücklagen
von rund 38 Mio. Euro an die
Gemeinden übergegangen
sind und sich ihre Nutzungs-
rechte nur noch auf den Haus-
und Gutsbedarf bzw. Wald
und Weide beschränken. Die
Mitglieder wollen das Gesetz
insgesamt kippen und mach-
ten deshalb 1,8 Milliarden
Euro an Entschädigungen ge-
genüber den Gemeinden bei
der Agrarbehörde geltend.

Das Land Tirol wies ihre An-
träge jedoch postwendend zu-
rück, Anwalt Bernd Oberhofer
scheiterte an der Hürde der
inhaltlichen Zuständigkeit.
Die Agrarbehörde bezeichne-
te sich nämlich als falscher
Adressat für ihre Forderun-
gen. Das Landesverwaltungs-
gericht schloss sich Ende Fe-
bruar dieser Rechtsmeinung

an und ließ die Agrarier mit
ihren Forderungen ebenfalls
abblitzen.

Ziel der Agrargemeinschaf-
ten ist ohnehin der Europäi-
sche Menschenrechtsgerichts-
hof in Straßburg. Deshalb
haben sie als nächsten Schritt
den Verfassungsgerichtshof
angerufen. Und der hat die
Beschwerde angenommen
und ein Vorprüfungsverfahren
eingeleitet, wie auf Anfrage
der TT bestätigt wurde. Vorerst
wird eine Beschwerde stellver-
tretend behandelt: nämlich
jene der Agrargemeinschaft
Umhausen und mit ihren 96
Mitgliedern.

In der Beschwerde wird da-
rauf verweisen, dass die Vor-
instanzen nicht inhaltlich
entscheiden wollten und dass
es sich bei dem Agrargemein-
schaftsgesetz um das umfang-
reichste Verstaatlichungspro-
gramm der Tiroler Gemeinden
handelt. Die Agrargemein-
schaft Umhausen fordert von
der Gemeinde nicht weniger
als 42 Millionen Euro als Kom-
pensation. Von einem verfas-
sungswidrigen Eingriff in das
Eigentum der Gemeinden ist
die Rede.

Nach Prüfung der Fakten
entscheidet das Höchstgericht
lediglich über die inhaltliche
Zuständigkeit. Sollte der Ver-
fassungsgerichtshof der Be-
schwerde Recht geben, wür-
de er seine bisherige Position
jedoch um 180 Grad verän-
dern. Wie das Landesverwal-
tungsgericht in seiner Begrün-
dung erklärte, wurde nämlich
seinerzeit das Gemeindegut
„verfassungswidrig“ in das
jeweilige Eigentum der be-
schwerdeführenden Agrarge-
meinschaften übertragen.

Wirtschaftsbund dürfte sich
Showdown vor Gericht liefern

Von Anita Heubacher

Innsbruck – Es geht um viel
Geld: 150.000 Euro Abferti-
gung, Ansprüche auf eine Zu-
satzpension und eine Zahlung
von 150.000 Euro, damit der
ehemalige Geschäftsführer
des ÖVP-Wirtschaftsbundes,
Helmut Kern, seine im April
ausgesprochene Kündigung
nicht anficht.

Diese 150.000 Euro seien
nie überwiesen worden, er-
klärt Kerns Anwalt, Markus
Orgler. Das war der Grund
für die erste Klage. Die zwei-
te bezieht sich auf die Ent-
lassung Kerns im Dezem-
ber 2016. „Ein Billigtrick des
Wirtschaftsbundes, um sich
Geld zu sparen“, sagt Orgler.
„Das habe ich als Anwalt in
arbeitsrechtlichen Belangen
immer wieder beobachtet.“
21 Jahre lang hatte Helmut
Kern für den Wirtschaftsbund
gearbeitet. Seinen Vertrag aus
dem Jahr 1995 hat der dama-
lige Obmann des Wirtschafts-
bundes, Jürgen Bodenseer,
unterzeichnet. Rund 10.000
Euro brutto im Monat mal 15
und in Sonderfällen und nur
mit Vorstandsbeschluss 16-
mal im Jahr. Neben dem Ge-
halt durfte Kern auch mit ei-
ner Zusatzpension von rund
4000 Euro brutto im Monat
rechnen und einen Dienst-
wagen fahren.

„Seit meiner Obmann-
schaft werden keine derarti-
gen Summen bezahlt. Wir ha-
ben das Level deutlich nach

unten geschraubt“, beeilt sich
Franz Hörl zu sagen. Die bei-
den Mitglieder der Geschäfts-
führung würden heute zu-
sammen weniger verdienen
als Kern alleine.

Seit April 2016 ist Seilbahn-
sprecher Hörl Obmann des
Wirtschaftsbundes und hat
damals völlig überraschend
Bodenseer an der Spitze ab-

gelöst. Seitdem läuft das Du-
ell der Giganten, wie es in der
ÖVP und in der Wirtschafts-
kammer heißt, wo Bodense-
er nach wie vor Präsident ist.
Der Wirtschaftsbund wieder-
um hat mit überwältigender
Mehrheit die Kammerwah-
len für sich entschieden, ro-
te, grüne oder blaue Vertreter
sind da nette Zaungäste.

ImWirtschaftsbund krachte
es Ende letzten Jahres erneut.
Am 30. Dezember 2016, einen
Tag bevor sein Dienstverhält-
nis ohnehin geendet hätte,
wurde Kern fristlos entlassen.
Damit würde er um die An-
sprüche auf die Zusatzpensi-
on und um die Abfertigung in
Höhe von 150.000 Euro um-
fallen. Der Wirtschaftsbund
erklärt die Entlassung mit
Ungereimtheiten. So würden
Protokolle fehlen, mehr noch,
sie seien nie geschrieben
worden. Außerdem würden
für die Gewährung von Son-
derzahlungen die eigentlich
vereinbarten Vorstandsbe-
schlüsse fehlen. Die Beträge
seien aber dennoch an Kern
geflossen.

Rechtsanwalt Orgler meint:
„Es ist einfach zu durchsich-
tig, jemanden 12 Minuten und
eineinhalb Tage vor Ablauf sei-
nes regulären Dienstverhält-
nisses fristlos zu entlassen, wo
der Dienstnehmer zuvor sogar
noch acht Monate dienstfrei
gestellt war.“ Und betont noch
einmal: „Ein Billigtrick.“

10.000 Euro brutto im Mo-
nat für die Geschäftsführung
des doch eher überschauba-
ren Wirtschaftsbundes schei-
nen ein fürstliches Gehalt.
Rechtsanwalt Orgler argu-
mentiert, dass man in der Po-
sition kaum Freizeit gehabt
habe. „Der Geschäftsführer
muss sich zwar keiner Wahl
stellen, es ist aber ein politi-
sches Amt.“ Viele Menschen
würden zu Unrecht beneidet.

Falls sich Wirtschaftsbundobmann Hörl und Ex-Geschäftsführer Kern
nicht außergerichtlich einigen, trifft man sich nächste Woche vor Gericht.

Ex-Obmann Jürgen Bodenseer (r.) hatte 1995 den Vertrag über 10.000
Euro brutto im Monat für die Geschäftsführung des ÖVP-Wirtschaftsbun-
des unterzeichnet. Franz Hörl folgte Bodenseer als Obmann nach. Foto: Böhm

Wien, Innsbruck – NEOS-
Nationalrat Gerald Loacker
legt noch ein Schäuferl nach:
Im März hatte er gefordert,
der Bundesrechnungshof
möge die Arbeiterkammer
Tirol prüfen. Sie sei öster-
reichweit Spitzenreiter in
Sachen Vermögensanhäu-
fung und Erhöhung von
Personalkosten. Anfang Ap-
ril hat Loacker wieder neue
Zahlen von Sozialminister
Alois Stöger (SPÖ) in einer
Anfragebeantwortung er-
halten. „Es ist von allem ein
bisschen mehr geworden“,
erklärt Loacker. Mehr als
zehn Millionen Euro lagere
die AK Tirol an Geldeinlagen
auf der Bank, 2015 habe die

AK mehrere Millionen Eu-
ro in Wertpapiere investiert
und sie habe dreimal so viel
Haus- und Grundbesitz wie
die AK Salzburg, fünfmal so
viel wie die AK Vorarlberg
und 14-mal so viel wie die
AK Oberösterreich.

AK-Präsident Erwin Zan-
gerl hatte die Kritik der
NEOS im März scharf zu-
rückgewiesen. Diese ringe
ihm„ein müdes Lächeln“ ab.
Die Kammer führe 300.000
Beratungen durch, deshalb
brauche es viel Personal. In
den Immobilien seien die
Bezirksstellen der AK un-
tergebracht. Die ÖVP stellte
sich hinter ihren schwarzen
Präsidenten.

Zahlen hat Loacker auch
von Gesundheitsministe-
rin Pamela Rendi-Wagner
(SPÖ) abgefragt. Auch hier
liegt jetzt die Anfragebeant-
wortung vor. „Es stellt sich
heraus, dass die Tiroler Ge-
bietskrankenkasse 50 Pro-
zent ihres Personalaufwan-
des quersubventioniert“,
sagt Loacker. Damit meint
er, dass die Gebietskranken-
kasse für das Einheben der
Sozialversicherungsbeiträ-
ge Geld von der Unfall- und
der Pensionsversicherungs-
anstalt bekommt. „Die Kos-
tenersätze stehen mit dem
Aufwand für die Einhebung
in keinerlei Zusammen-
hang. Wenn jemand eine

Lohnerhöhung erhält, be-
kommt auch die Gebiets-
krankenkasse eine höhere
Vergütung, obwohl sich der
Verwaltungsaufwand nicht
verändert.“ Was den pinken
Abgeordneten stört: Es fehle
die Kostenwahrheit und es
würde dadurch „ein kaput-
tes System“ am Leben erhal-
ten. (aheu)

NEOS rechnen mit Kammer und Kasse ab

Nationalrat Loacker hat Kammern
und Kassen im Visier. Foto: NEOS


	004-TTQQ-TTQQ-20170414.pdf

